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Genehmigung der Schutzzone nBadmatt 11 in Densingen 

Der Regierungsrat stellt fest und zieht in Erwägung: 

Nr. 5023 

Die Einwohnergemeinde Densingen legt den Schutzzonenplan für die 

Grundwasserschutzzone "Badmatt" und das zugehörige Schutzzonenregle­

ment (spezielle Bestimmungen zum Schutze des Grundwasserstromes) zur 

Genehmigung durch den Regierungsrat vor. 

Der Plan und das Reglement sind !n der Zeit vom 13. März bis 11. 

April 1981 in der Gemeinde Oensingen äffentlieh aufgelegt worden. 

Einsprachen sind keine erhoben worden. 

Der Gemeinderat Densingen hat am 23. Februar 1981 den Plan und das 

Reglement genehmigt. 

Materiell und formell sind keine Bemerkungen anz~bringen. Das Zonen­

gebiet und die nähere Reglementierung d~r ~inzelnen Schutzzonen sind 

in Zusammenarbeit mit dem Kant. Amt für Wassetwirtschaft festgelegt 

worden. 

Es wird daher 

beschlossen: 

1. Der Schutzzonenplan für die Grundwasserschutzzone "Badmattn der 

pemeinde Densingen und das zugehörige Schutzzonenreglement werden 

genehmigt. 

27247.· 100000-1981 
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2. Der Plan und das Reglement treten mit der Publikation des Genehmi­

gungsbeschlusses im Amtsblatt in Kraft. 
. < 

3. Die öffentlich-rechtlichen Eigentums- und Nutzungsbeschränkungen 

sind bei den betroffenen Liegenschaf~~n in Anwendung von § 61 
~ . 

Ziffer 5 Wasserrechtsgesetz im Grundbu'cti· mit dem Vermerk: 
11Massnahmen zum Schutze des Grundwassers" anzumerken. Dieser Be­

schluss gilt als Anmedung zur Anmerkung im Grundbuch. 

Genehmigungsgebühr: Fr. 250.-- (Staatskanzlei Nr. 938 ) ES 

. ·-... ········ ... 

Der Staatsschreiber: 
·.-·~ . 

•• 

Bau-D~partement (2) Ky 
Rechtsdienst Bau-Departement 1 HF 
Amt fü~ lJ~~S~rwirtschaft (2) mit 1 Plan und Reglement 
Amt für Raumplanung, mit 1 Plan und Reglement 

-·Me!.iO'rationsamt 
Tiefbauamt 
Finanzverwaltung/Debitorenbuchhaltung 
Ammannamt der Einwohnergemeinde 4702 Oensingen, mit 1 Plan und Regle­

ment (mit Einzahlungsschein) Einschreiben· 
Amtschreiberei Balsthal, Thal-Gäu~ 4710 Balsthal, mit 1 Plan und 

Reglement · -
Amtsblatt, Publikation von Ziffer 1 des Di~positivs 

( 
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'~'KANroNsolothurn 

Regierungsratsbeschluss vom 27. September 2004 

Nr. 2004/1971 

Gemeinde Oensingen: Aufhebung der Grundwasserschutzzone des Pumpwerks Bad­
matt sowie Löschung der Erlaubnis zur Grundwasserentnahme 

1. Erwägungen 

1.1 Der Regierungsrat hat die Schutzzone der Grundwasserfassung Badmatt mit Beschluss 
Nr. 5023 vom 8. September 1981 genehmigt. Seit längerer Zeit wird die Fassung Bad­
matt, trotz rechtsgültiger Schutzzone und bestehender Erlaubnis für die Grundwasser­
entnahme (genehmigt mit RRB Nr. 421 vom 12. Februar 1985), nicht mehr für die För­
derung von Grundwasser gebraucht. Gernäss dem rechtsgültigen generellen Wasserver­
sorgungsprojekt (GWP) der Einwohnergemeinde Densingen (genehmigt mit RRB 
Nr. 1952 vom 20. August 1996) sowie gernäss der provisorischen GWP-Überarbeitung ist 
das PW Badmatt im Sinne der Verordnung über die Sicherstellung der Trinkwasserver­
sorgung in Notlagen (VTN; SR 531.32) nur noch als Notpumpwerk vorgesehen. 

1.2 Der Gestaltungsplan "Sondernutzungszone Reitsport äussere Klus" (GP SRK) über­
schneidet sich mit der Grundwasserschutzzone Badmatt, was zu unlösbaren Zonen­
und Nutzungskonflikten führen würde. Das Amt für Raumplanung hat in seinem zwei­
ten Vorprüfungsbericht des GP SRK vom 12. Dezember 2003 deshalb zwei mögliche 
Lösungsvarianten aufgezeigt und die Einwohnergemeinde Densingen um ihre Stel­
lungnahme gebeten. 

1.3 Mit Beschluss Nr. 176 vom 28. Juni 2004 hat der zuständige Gemeinderat Densingen 
nun die Planauflage zwecks Aufhebung der Grundwasserschutzzone Badmatt be­
schlossen und vorbehältlieh allfälliger Einsprachen während der öffentlichen Planauf­
lage die Aufhebung der Schutzzone genehmigt. Damit hat die Gemeinde Densingen 
einem der beiden Vorschläge des Amtes für Raumplanung entsprochen. 

1.4 Die Grundwasserschutzzone Badmatt wurde daraufhin in der Zeit vom 1. Juli bis 1. Au­
gust 2004 in der Gemeinde Densingen zwecks Aufhebung öffentlich aufgelegt. Die 
Planauflage erfolgte im Sinne von §§ 15, 36 Abs. 1 c und 37 ff. des kantonalen Planungs­
und Baugesetzes (PBG; BGS-Nr. 711.1) und wurde im Anzeiger Thai-Gäu-Untergäu vom 
1. Juli 2004 in der Rubrik der Gemeinde Densingen ausgeschrieben. Während der 
Planauflage gingen keine Einsprachen ein. 

1.5 Mit Schreiben vom 4. August 2004 gelangt die Einwohnergemeinde Densingen an den 
Regierungsrat mit der Bitte um Genehmigung des GP SRK und der Aufhebung der 
Grundwasserschutzzone PW Badmatt. Mit Schreiben vom 16. September 2004 hat die 
Einwohnergemeinde Densingen den Antrag um gleichzeitige Löschung der Erlaubnis 
zur Grundwasserentnahme in der Grundwasserfassung Badmatt beim Amt für Umwelt 
nachgereicht. 

1.6 Der GP SRK wird in einem separaten Beschluss genehmigt. Das Verfahren zur Aufhe­
bung der Grundwasserschutzzone des PW Badmatt sowie zur Löschung der Erlaubnis 
zur Grundwasserentnahme wurde formell korrekt durchgeführt. Materiell sind keine 
Ergänzungen anzubringen. 
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1.7 Dem Antrag der Gemeinde Oensingen um Aufhebung der Grundwasserschutzzone so­
wie um Löschung der Erlaubnis zur Grundwasserentnahme kann mit entsprechenden 
sichernden Auflagen für das verbleibende Notpumpwerk Badmatt entsprochen wer­
den. 

1.8 Die neuen Verhältnisse sind, soweit erforderlich, im überarbeiteten GWP der Gemeinde 
Oensingen aufzunehmen. 

1.9 Der GP SRK wird in einem separaten Beschluss genehmigt. 

2. Beschluss 

2.1 Die Grundwasserschutzzone für die Grundwasserfassung Badmatt, genehmigt mit RRB 
Nr. 5023 vom 8. September 1981, wird ersatzlos aufgehoben. Gewässerschutzrechtlich 
gelten im betroffenen Gebiet ab sofort wieder die Bestimmungen gernäss Gewässer­
schutzbereich A". 

2.2 Die Erlaubnis für die Grundwasserentnahme, genehmigt mit RRB Nr. 421 vom 12. Feb­
ruar 1985, wird ersatzlos gelöscht. Das Wasser in der Grundwasserfassung Badmatt darf 
ab sofort nicht mehr gefördert werden. 

2.3 Bestehende Pumpen sowie andere mechanische Einrichtungen im Brunnenschacht sind, 
sofern nicht bereits erfolgt, restlos zu entfernen. Der Brunnenschacht ist zu überde­
cken und vor äusseren Einwirkungen wirksam und nachhaltig zu schützen. 

2.4 Die Verbindung zum Trinkwassernetz der Gemeinde ist dauerhaft aufzuheben und hat 
so zu erfolgen, dass keine Blindleitungen, Stumpenleitungen etc. mit stehendem Was­
ser verbleiben. Die mechanische Trennung vom Netz ist planerisch darzustellen. Die 
Pläne sind dem Amt für Umwelt, Fachstelfe Grundwasserbewirtschaftung und Geother­
mie, in zweifacher Ausführung zuzustellen. 

2.5 Eine allfällige Notentnahme von Grundwasser hat im Bedarfsfall mit mobilen Pumpen 
zu erfolgen und darf nicht ins Netz der Wasserversorgung Oensingen eingespiesen 
werden. Ansonsten gelten die Anforderungen der VTN. 

2.6 Die den Grundwasserschutz betreffenden Anmerkungen über die öffentlich-rechtli­
chen Nutzungsbeschränkungen im Grundbuch der betroffenen Parzellen der Gemein­
de Oensingen sind auf Kosten der Einwohnergemeinde Oensingen zu löschen. Die von 
der Aufhebung der Schutzzone betroffenen Grundstücke sind der untenstehenden 
Auflistung zu entnehmen: 

GB Oensingen Nrn. 25, 1891, 1894, 90'248, 90'252, 90'253, 90'255, 90'258 

Dieser Beschluss gilt als Anmeldung zur Löschung der Anmerkung im Grundbuch. 

2.7 Die Einwohnergemeinde Oensingen hat für diesen Beschluss eine Gebühr von Fr. 450.-­
sowie Publikationskosten von Fr. 23.--, insgesamt Fr. 473.-- zu bezahlen. 

Yolanda Studer 
Staatsschreiber- Stellvertreterin 

( 
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Rechtsmittelbelehrung 

· Gegen diesen Beschluss kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht des Kantons 
Solothurn eingereicht werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begründung zu ent­
halten. 

Kostenrechnung Einwohnergemeinde Oensingen. 4702 Oensingen 

Genehmigungsgebühr: 
Publikationskosten: 

Zahlungsart: 

Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 

Fr. 
Fr. 

450.--
23.--

Fr. 473.--

(KA 431001/ A 80052) 
(KA 435015/ A 45820) 

Mit Rechnung, zahlbar innert 30 Tagen 
Rechnungsstellung durch Amt für Umwelt 

Amt für Umwelt (5; SO für Mutation GASO (GASO-Nr. 620'238'001), CM ad acta 214.080.002 + 
212.080.005 mit 1 Dossier aufgehobener Schutzzonenakten, FS TA, Sch) 

Amt für Umwelt, Rechnungsführung (KA 431001/ A 80052/ TP214/220) 
~ ~~ntonale Lebensmittelkontrolle, B. Kriech 
~t für Raumplanung 

Amt für Landwirtschaft 
Kantonale Finanzkontrolle 
Solothurnische Gebäudeversicherung, P. Meister, Baselstrasse 40, 4500 Solothurn 
Einwohnergemeinde Oensingen, 4702 Oensingen, mit Rechnung und 1 Dossier aufgehobener 

Schutzzonenakten, lettre signature (Versand durch Amt für Umwelt) 
Amt für Umwelt (SO nach Ablauf der Beschwerdefrist), z.Hd. Staatskanzlei für Publikation im 

Amtsblatt: ''Einwohnergemeinde Oensingen: Aufhebung der Grundwasser­
schutzzone sowie Löschung der Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für 
die Grundwasserfassung Badmatt der Wasserversorgung Oensingen. •• 

Amt für Umwelt (SO nach Ablauf der Beschwerdefrist), z.Hd. Amtschreiberei Balsthai-Gäu, 
Schmelzihof, 4710 Balsthal, Grundbuchamt: mit der Bitte um Löschung der alten Anmer­
kungen gernäss Ziffer 2.6 des vorliegenden Beschlusses. 

Die Empfänger dieses Beschlusses werden aufgefordert, ihre Schutzzonenpläne und Schutzzo­
nenreglemente (sofern vorhanden), welche mit RRB Nr. 5023 vom 8. September 1981 genehmigt 
wurden, im Sinne des vorliegenden Beschlusses als aufgehoben zu kennzeichnen oder zu ver­
nichten. 
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EINWOHNERGEMEINDE OENSI NGEN 

GRUNDWASSER-SCHUTZZONENPLAN BAD~ATT 

Spezielle Bestimmungen zum Sch.utze des Grundwasserstromes 

Art. 1 Geltungsbereich 

Die Schutzzone besteht aus den Zonen S I (Fassungsbereich), S II 

(engere Schutzzone) und S III A und S III B (weitere Schutzzone) 

gernäss Schutzzonenplan und Art.· 30 des Bundesgesetzes über den 

Schutz der Gewässer gegen Verunreinigungen vom B. Oktober 1971. 

Art. 2 Nutzungsvorschriften 

Innerhalb der Schutzzone gelt~n die nachfolgenden Nutzungsvor~ 

schriften. 

Es bedeuten: 

Anmerkungen 

+ zugelassen 
verboten 

b besondere Aufla.gen und Bedingungen des Kant. Amtes 
für Wasserwirtschaft sind eintuhalten. 

1.1 Pro Gabe darf nicht mehr als 20 m3 Flüssigkeit oder 20 Ton~en 

Mist oder Kehrichtreifekompost je Hektare ausgebracht werden; 

jährlich sind 2 - 3 Einzelgaben zülässig. 

1~2 Die Gülle ist gleichmässig zu verteilen. Verschlauchungen sind 

nicht gestattet. Ansammlungen ~on .Gülle in Geländevertiefungen 

sind zu vermeiden. 

1.3 .Der Boden d~rf während des Ausbringans wede~ gefroren, mit 

Schnee bedeckt, noch wassergesättigt sein. Desh.alb ist das Aus­

bringen während oder unmittelbar nach st~rke~ Regenfällen sowie 

während oder unmittelbar nach der Schneeschmelze untersagt. 

2. Die Gewäss~rschutzgese~zgebung verpfLichtet jedermann, alle 

nach den Umständen exforderliche Sorgfalt anzuwenden, um die 

Verunreinigung der ober- und unterirdischen Gewässer zu ver­

meiden. 
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Sie untersagt,feste, flUssige oder gasfBrmige Stoffe jeder Art, 

die geeignet sind, das Wasser zu verunreinigen, mittelbar oder 

un~ittelbar in die Gewässer einzubring~n, abzulagern oder in den 

Untergrund versickern zu lassen {Art. 13 und 14 des Eidg. Ge­

wässerschutzgesetzes). 

Dashalb sind die zugelassenen Mittel und Stoffe bei der Be­

wirtschaftung sorgfältig und rnassvoll anzuwendeM. Die fUr ein­

zelne Produkte verfUgten Einschränkungen sind einzuhalten. Ferner 

sind die Richtlinien und Empfehlungen der eidgenBasischen Fach­

instanzen zu beachten {vgl. Liste im Anhang). 

3. fOr das Anw$nden von Pflegemitteln gilt Anmerkung 2 sinngemäss. FOi 

den Pflanzenschutz gelten die Bestimmungen gernäss Buchstabe A. c. 

4. Die Anzahl d~r Pfähle ist auf das statisch erforderliche Minimum 

zu beschränken. 

5. Ausnahmen kBnnen von den zuständigen GewässerschutzbehBrden be~ 

willigt wer.den, wenn aus technischen Gründen eine Umgehung dar 

engeren Schutzzone nicht od-r.'n~~ mit unverhältnismässigen Mehr­

kosten rnBglich ist. Es sind besondere 5~hutzmassnahmen zu treffen. 

6. Einzuhalten sind die Richtlinien des Eidg. Depertementes des 

Innern betreffend Gewässerschutzmassnehmen beim 5tressenbau. 

7. Zugelassen ist nur der Anliegerverkehr für Land- ~nd Forstwirt­

schaft sowie fUr die Wasserversorgung. 

Diese Anmerkungen bilden einen Bestandteil der Nutzungsvorschriften. 

A. Land- und forstwirtschaftliche Nutzung 

a) Bodennutzung 

Grasbau 

Weidegang 

Ackerbau. 

Landwirtschaftliche Intensiv­
kulturen wie Garten-, Ob~t-, 
Wei~- und EemUsekulturen, Con­
tainerpflanzenschulen 

Wald 

5 I 

+ 

+ 

Z 0 N E 

.S I I 5 li IA 5 I liB 

+ + + 

+ + + 

+ + + 

+ + 

+ + + 
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b) Düngung 

Ausbringen von Gülle, Mist und 
Kehrichtreifekompost 

Ausbringen von Klärschlamm, 
Kehrichtrohkompost und Frisch­
kompost 

Anwendung von Handelsdünger 

Lanzendüngung 

c) Pflanzenschutz 

Anwehd~ng von che~ischen Pflanzen­
schutzmitteln ~.a. Agrikultur­
Chemikalien einschliesslich 
Phytoh6rmonen~ die der Kontrolle 
gernäss Landwi~tschaftsgese~zgebung 
unterstellt si~d 

Behandlung von gelagerte~ Nutz­
holz mit Forstchemik~lien 

Uebrige Mittel 

Zubereiten der Brühen von Pflanzen­
schutzmitteln .. ~nd Phytohormonen, 
sowie B~s~itigung von Brühresten 
und die Reinigung der Geräte 

d) Bewässerung 

Häusliches, gew~rbliches oder 
indusirielles Abwasser 

e) Uebriges 

Gü1llengruben, erdverlegte Güllen­
leitungen, Güllenzapfstellen 

Mistlagerung auf Naturboden 

Rauhfuttersilos. 

B. Sport- und Parkanlagen 

Grün- und Hartanlagen 

Zeltplätze 

Pfätze für Wohnwag~n und Mobilheime 

C. Hochbauten · 

(~oweit nicht in Spezialgruppen erw~hnt) 

Mit Bautiefen UK.Fundament nicht tiefer 
als Kote 466.40 m ü M. 

S I 

Z 0 N E 

S II S IIIA 

.1,2 
+ 

2 
+ 

3 
+ 

1,2 
+ 

2 
+ 

2 
+ 

b 
+ 

b 
+ 

3 
+ 

b 
+ 

S I I IB 

2 
+ 

2 
+ 

2 
+ 

+ 

2 
+ 

2 
+ 

+ 

+ 

+ 

3 
+ 

b 
+ 
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Hochb~uten ohne Schm~tzwasseranfall 
und in denen keine wassergefährdenden 
Stoffe erzeug~- verwendet, umge­
schlagen, bef6rdert oder gelagert 
werden · 

Hochbauten mit .. Schmutzwasseranfall, in 
denen jedoch keine wassergefährdenden 
Stoffe erzeugt, bef6rdert, v~rwendet, 
umgeschlagen oder gelagert werden; zu­
gelassen sind Miner~l6lprodukte fOr 
eigene Heizzwecke, sofern es nicht zu­
rnutbar ist, das• andere, das Grundwasser 
nicht gefährdende Energ~eträger ver­
wendet. werden k6nnen 

Gewerbliche urid industrielle Betriebe, 
die wassergefährdende Stoffe erzeugen, 
verwenden~ u~schlagen, bef6rdern oder 
lagern 

Injektionen, Dichtungswinde 

Ramm- und Bohrpfählung 

D. Abwasseranlagen 

Leitungen fOr Schmutzwa~ser aus Hoch­
bauten gernäss- Buchstabe C 

GOllegruben und -Leitungen 

Sickersch~chte fOr häusliche und in­
dustrielle Abwässer und KOhlwasser 
oder Wasser aus Wärmepumpen 

Sickerechächte fOr D~chwasser 

E. Verkehrsanlagen 

Strassen 

Land- und forstwirtschaftliche 
Strassen und W~ge 

Bahnlinien 

Abstellg.eleise 

TunMels, UnterfOhrungen, Einschnitte 

Anwendung von Herbiziden 

F~ Autoabstellplätze 

Par~- und Autoabstellplätze mit dichten 
·Belägen und 'ohne Wasseranschluss 

. ' 

S I 

Z 0 N E 

S II S IIIA 

b b 
+ + 

5 

_5,6 

+7 
5 

b 
+ 

b 
+ 

6 
+ 

+ 

+ 

b 
+ 

S I I IB 

+ 

b 
+ 

4b 
+ 

b 
+ 

b 
+ 

b 
+ 

6 
+ 

+ 

+ 

-
b 

+ 
3 

+ 

+ 
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Pri~ate Garagenvorplätze mit Wasser­
anschluss, private Einzelautowasch­
plätze 

Kleinere gewerbliche Waschplätze fOr 
Fahrzeuge; 5ffentliche sowie wichtige 
private Autowaschplätze J 

Wichtige gewerbliche Waschplätze 
(z.B. A~towaschstrassen) 

Gewerbliche Reparaturwerkstätten 
(Nass- und Trockentell) 

G. Tankanlagen fOr wassergefährdende 
Flüssigkeiten 

Kleine Tanks bis 30'000 1 Nutzinhalt 
je Schutzbauwerk und Gebäude fOr Heiz­
oel tugelassener Hochbauten gernäss 
Buchstabe C 

H. Umschlagplätze und Rohrleitungen für 
flüssige und gasf5rmiqe Brenn~ und 
Treibstoffe 

Generell 

Rohrleitungen fOr gasf5rmige Brenn~ 
und Treibstoffe 

I. Materiall~qer. Deponien. Wasenplätze, 
Friedh5fe. 

Generell 

Materlailager von festen, unl5slichen 
Stoffen 

K. Materialentnahme (Kies-, Sand~ und 
Lehmgruben 

Art. 3 Bestehende ~auten und Anlagen 

Für bestehende .Bauten und Anlagen gilt: 

S I 

-. 

Z 0 N E 

S li S IIIA 

b 
+ 

-

b 
+ 

+ 

b 
+ 

a) Abwasseranlagen (Gruberi, Hauskläranlagen, Leitungen) 

S II IB 

b 
+ 

b 
+ 

+ 

b 
+ 

b 
+ 
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- Zur V~rhinderung des Austrittes von Abwasser sind .die Anlagen 

auf ihre Dichtigkeit zu prüfen. ?ie sind wenn nötig auf Kosten 

des Eigentümer~ a6zu~ichten oder zu ersetzen. 

- Die Prüfun~ der Anlage hat innert zwei Jahren, die Anpassung, 

der Ersatz oder die Aufhebung der Anlagen sp~testens innert 5 

Jahren nach Inkrafttreteh des Schutzzonenreglem_entes zu er.folgen. 

Bei Dringlichkeit sind die Massnahmen unverzüglich durchzuführen. 

b) Tankanlagen 

- In der Zone-S III sind Altanlagen in Geb~ude- und Anbaukellern 

auf Kosten der Eigentümer derart an die geltenden Vorschriften 

anzupassen, dass sie diesen ~ntsprechen oder annähernd d~n 

gleichen Sicherheitsgrad vor Flüssigkeitsverlusten erreichen 

wie Neuanlagen·. 

- Die Prüfung und die Anordnung der Schutzmassnahmen erfolgt durch 

das Kant. Amt .fUr. Wasserwirtschaft. 

Art. 4 Strafbestimmung 

Widerhandlungen gegen dieses Reglement und gestützt darauf erlassene 

Ve~fügungen werden mit Busse oder Haft bestraft, sofern die Wider­

haridlung ~icht einen Tatbestari~ von Art. 37 - 42 des Eidg. Gewässer~ 

schutzgesetzes, des Kant. Wass~rrechtsgesetzes oder des Schweiz. 

Strafgesetzbuches betrifft. 

Art. 5 Ausn'ahmen 

Ausnahmen von den vorstehenden Vo:r;schriften können nach Anhörung ~er 

Einwohnergemeinde Oens~ngen vo~ Kant. Amt für Wasserwirtsthaft zuge~ 

lassen werden. 

Art. 6 Gültigkeitsdauer 

Der Plah und dieses Reglement gelten auf unbestimmte Zeit. 
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Art. 7 . Grundbucheintrag 

Die vorstehend eiwähnten 5ffentlich~rechtlichen Nutzungsbeschrän­

k~rigen sind bei de~ betroffenen ~iigenschaften im ~ruridbudh wiw folgt 

anzl.nnerken: 

"Massnahmen zum Schutze d~s Grundwassers" 

Art. 8 Inkrafttreten 

Der Schutzzonenplan und dieses Reglement treten nach der G~nehmigung 

durch den Regierun~srat des Kantons Solothuin i~ Kraft. 

Genehmigt durch den Gemeinderat mit Beschlus~ Nr. 27 
• • • • vom 23.Februar 1981 ... ~ .... ·-· 

Oeffentliche Planauflage vom 

Der 

D.e·r Gemeindescl•reibe+ . 

• 

Genehmigt durch den Regierungsrat mit Beschlus.s Nr~So2.ßvom ß .. Jefr~ . ., 
Der St~atsschreiber: 





A n h a n g 

Richtlinißn gernäss Anmerkung 2, Stand Oktober 1977: 

- Düngungsrichtlinien fOr de~ Acker- und Futterbau der Eidg. land­

wirtschaftlichen Forschungsanstalt, publiziert als Separatdruck 

aus den "Mitteilungen fOr die Schweizerische Landwirtschaft", Nr. 2, 

Jahrgang 20, 1972. 

Wegleitung zu einer umweltgerechten Anwendung von Düngemitteln, 

herausgegeben von der Eidg. landwirtschaftlichen Forschungsanstalt~ 

der Eidg. Anstalt fOr Wasserversorgung, Abwasserreinigung und· Ge­

wässerschutz (EAWAG) und dem Eidg. Amt fOr Umweltschutz, publiziert 

als Separatdruck aus den "Mitteilungen fOr die Schweizerische Land­

wirtschaft", Nr. 8, Jahrgang 22, 1974. 

Richtlinien fOr die Anwendung von Klärschlamm als DUngemittel in 

der Landwirtschaft, herausgegeben von obgenannten StelleM, publiziert 

als Separatdruck aus den ''Mitteilungen fUr die Schweizerische Land­

wirt~chaft", Nr. 7, Jahrgang 20, 1972. 

- Merkblatt Uber den Schutz des Wassers vor Schädlingsbekämpfungs­

mit~eln Vom August 1972, herausgegeben von den Eidg. ~nstalten fUr 

das forstliche Versuchswesen, .fUr Obst-, Wein~ und Gartenbau, der 

~AWAG und der Eidg. forschung~anstalt fUr landwirtschaftlichen 

Pflanzenbau. 




